
u.a. aus: „...daß es notwendig ist, die Ursächlichkeit 
eines bestimmten Verhaltens für den Eintritt eines straf­
rechtlich bedeutsamen Erfolges einwandfrei festzustel­
len. Das ist — insbesondere bei einem komplizierten 
Sachverhalt — nur möglich, wenn zu diesem Zweck die 
einzelnen Erscheinungen eines Gesamtzusammenhangs 
so weit isoliert werden, daß die eine als Ursache und 
die andere als Wirkung erkennbar wird.“

Ein wesentlicher Mangel der Untersuchungen in dieser 
Strafsache besteht darin, daß die Ermittlungsorgane und 
das Kreisgericht sich zu einseitig auf das Verhalten des 
Angeklagten konzentriert haben, anstatt allseitig im 
Sinne der Vorschriften der §§ 103, 200 StPO die straf­
rechtliche Verantwortlichkeit der anderen Beteiligten 
zu prüfen.
Bereits in NJ 1955 S. 632 wird festgestellt, daß bei Straf­
verfahren wegen fahrlässiger Transportgefährdung 
Schwierigkeiten und ernste Mängel auf treten. Es heißt 
dort: „Die Schwierigkeiten bestehen in der Uneinheit­
lichkeit der Dienstvorschriften ... Das Bestehen einer 
großen Zahl der verschiedensten Dienstvorschriften 
führt dazu, daß diese — mitunter im Einverständnis mit 
den Dienstvorgesetzten — nicht gewissenhaft und jeden­
falls solange nicht richtig beachtet werden, .solange es 
gut geht*. Kommt es aber infolge der ständigen Nicht­
beachtung zu einem Unfall, dann werden in der Regel 
nur die unmittelbar am Unfall Beteiligten zur Verant­
wortung gezogen, meistens die Lokführer, Heizer oder 
Weichensteller, nicht aber die mitschuldigen Vorgesetz­
ten, die als leitende Verantwortliche von der Nicht­
beachtung der Dienstvorschriften Kenntnis hatten und 
dies duldeten. Das ist höchst unbefriedigend, und es ist 
Sache der Untersuchungsorgane und der Staatsanwalt­
schaft, diese Praxis schnell und gründlich zu ändern. 
Die Kollegen im Betrieb des verurteilten Weichenstel­
lers werden nicht verstehen, daß immer nur die .Klei­
nen' zur Verantwortung gezogen werden.“

In diesem Zusammenhang ist jedoch überhaupt keine 
Aufklärung erfolgt. Es ist nicht aufgeklärt worden, ob 
z. B. der Dienstvorsteher St. oder andere Dienstvor­
gesetzte des Angeklagten Kenntnis von der Einhaltung 
oder Nichteinhaltung der einschlägigen Dienstvorschrif­
ten durch die ihnen unterstellten Eisenbahner hatten, 
wie die Einhaltung kontrolliert wurde usw. Betrachtet 
man das Verhalten der Eisenbahner am Unfalltage, die 
unmittelbar oder mittelbar mit den Rangiervorgängen 
zu tun hatten, dann entsteht der Eindruck, daß sie sich 
ihrer Mitverantwortung für eine ordnungsgemäße 
Durchführung nur ungenügend bewußt waren. Da das 
angefochtene Urteil hierzu nur etwas über das Ver­
halten des Zeugen S. ausführt, ist es erforderlich, auf 
die vom Kreisgericht bisher unausgewerteten Ergebnisse 
der eigenen Hauptverhandlung und des Ermittlungsver­
fahrens im Zusammenhang mit dem Berufungsvor­
bringen zurückzugreifen.
Der Zeuge S. gab dem Angeklagten den Auftrag zur 
Zerlegung und Umbildung der Züge, teilte den ur­
sprünglichen Zug in zwei Teile und sagte dem Ange­
klagten seine weitere Hilfe zu. Trotzdem entfernte er 
sich, ohne den Angeklagten davon zu verständigen. Der 
Angeklagte verließ sich aber nach seinen Angaben dar­
auf, daß der Zeuge S. die einzelnen Rangierabteilungen 
koppeln würde, weil er dem Angeklagten gesagt haben 
soll, daß er die Wagen anhalten werde. Der Zeuge H. 
hat als Stellwerkswärter die Aufgabe, die Weichen und 
Gleissperrsignale bei Zugfahrten und Rangierbewegun­
gen zu stellen. Er war zunächst nur von der Rangier­
bewegung auf Gleis 1 unterrichtet und hat in diesem 
Zusammenhang die entsprechenden Tätigkeiten vorge­
nommen. Als sich die Rangierabteilung mit der Spitze 
bereits annähernd auf der Kippe des Ablaufberges be­
fand, kam der Fahrdienstleiter, der Zeuge J., zu ihm

an das Fenster und sagte: „Hoffenlich hören die im 
Gleis 2 bald auf zu drücken, die wollten doch bloß 
4 Längen drücken.“ „Zu diesem Zeitpunkt“, so sagte der 
Zeuge H. aus, „erfuhr ich erst, daß auch im Gleis 2 mit 
einer Rangierabteilung die dort stehende Wagengruppe 
einige Längen in Richtung des Ablaufberges gedrückt 
wurde. Bevor ich weitere Schritte unternehmen konnte, 
waren beide Rangierabteilungen an der Weiche 36 zu- 
sammengestroßen. Nach dem Unfall habe ich mich dar­
über mit dem Fahrdienstleiter J. unterhalten. Aus sei­
nen Worten konnte ich entnehmen, daß er die Zustim­
mung zur Durchführung von Rangierbewegungen auf 
Gleis 2 gegeben hat bzw. von der Durchführung solcher 
Rangierbewegungen wußte.“
Obwohl der Zeuge H. zur Hauptverhandlung vor dem 
Kreisgericht geladen und auch ausweislich des Proto­
kolls erschienen war, hat das Kreisgericht unerklär­
licherweise auf seine Vernehmung verzichtet. Auf Vor­
halt des Sachverständigen hat der Zeuge J. in der 
Hauptverhandlung ausgesagt: „Ich stellte die Verstän­
digung her, auf Gleis 2 zu drücken. Da nur 4 Längen 
gedrückt werden sollten und ungefähr 8 frei waren, 
sagte ich dem Weichenwärter nichts davon. Der Unfall 
hätte dadurch evtl, vermieden werden können, obwohl 
die Sicherung für mich gegeben war, da ja nur 4 Längen 
gedrückt werden sollten.“ Das letztere steht im Wider­
spruch zur Aussage des in der Hauptverhandlung ver­
nommenen Zeugen G. Aus diesen Aussagen ergibt sich, 
daß möglicherweise der Zusammenstoß vermieden wor­
den wäre, wenn der Zeuge J. den Zeugen H. rechtzeitig 
verständigt hätte. »
Auch das weitere Vorbringen des Verteidigers in der 
Berufungshauptverhandlung ist beachtlich. Wenn es zu­
treffen sollte, daß der Zeuge H. als Rangiermeister für 
den gesamten Rangierbetrieb im einheitlichen Rangier­
betrieb des Bahnhofs H. und insbesondere für die Ko­
ordinierung auf Gleis 1 und 2 verantwortlich war, muß 
geprüft werden, ob er dann nicht das gleichzeitige Ran­
gieren auf Gleis 1 und 2 hätte unterbinden müssen.
Die Tatsache, daß der Angeklagte am Unfalltage im ent­
scheidenden Zeitpunkt auf sich allein angewiesen war, 
ist auch vom Zeugen St. in der Hauptverhandlung be­
stätigt worden.
Das Kreisgericht wird in der erneuten Hauptverhand­
lung auf Grund der obigen Hinweise sehr sorgfältig die 
Ursachen und begünstigenden Umstände aufzuklären 
haben, die zur konkreten Gemeingefahr und zum Scha­
densfall führten. Dazu sind alle erwähnten Zeugen ein­
gehend zu vernehmen. Zur Vorbereitung der Hauptver­
handlung ist ein Sachverständigengutachten von einem 
von der Reichsbahndirektion C. zu benennenden Sach­
verständigen beizuziehen und der Sachverständige zur 
Hauptverhandlung zu laden.
Erst wenn die Verursachung einwandfrei festgestellt ist, 
wird das Kreisgericht sich mit der Frage der Schuld 
auseinandersetzen müssen. Für den Fall, daß sich im 
Ergebnis der jetzigen Untersuchungen ergibt, daß der 
Angeklagte durch pflichtwidriges Unterlassen seiner 
Dienstobliegenheiten, wie sie in den Fahrdienstvorschrif­
ten geregelt sind, die Ursachen für die konkrete Ge­
meingefahr und den Schadensfall gesetzt hat, ist auch 
zu prüfen, ob er dann nicht bewußt fahrlässig gehan­
delt hat. Aber auch, wenn das Kreisgericht in diesem 
Fall eine unbewußte Fahrlässigkeit erkennt, wird es 
sich sehr sorgfältig mit dem Vorbringen des Angeklag­
ten zu befassen haben, daß er die konkrete Gemein­
gefahr nicht habe voraussehen können. Die Luftbrem­
sung halte normalerweise zwei Stunden lang an, und 
bei einer Zugbehandlung innerhalb einer halben Stunde 
sei es völlig ausgeschlossen gewesen, daß sich, die Luft­
bremsung habe lösen können. Es sei für ihn folglich 
nicht vorhersehbar gewesen, daß die 27 Wagen auf


